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1. Gegenstand der Vorlage:
Einrichtung des weiterbildenden Masterstudiengangs Public Policy

2. Berichterstatter:


Dekan der Juristischen Fakultät

Prof. Dr. Christoph Paulus

3. Beschlussentwurf:
3.1. Auf der Grundlage des Antrags der Gemeinsamen Kommission des Studienganges Public Policy vom 13.10.2008 beschließt der Akademische Senat die Einrichtung des weiterbildenden Masterstudienganges Public Policy.

3.2. Der Akademische Senat nimmt die Studien- und Prüfungsordnung zustimmend zur Kenntnis.

3.3. Der Akademische Senat empfiehlt dem Kuratorium, die Gebührenordnung des Studienganges Public Policy zu erlassen. 

3.4. Mit der Umsetzung des Beschlusses beauftragt der Akademische Senat den Vizepräsidenten für Studium und Internationales.

4. Begründung:
Die Gemeinsame Kommission hat mit Beschluss vom 13.10.2008 die Einrichtung des weiterbildenden Masterstudiengangs Public Policy auf der Grundlage des Studienkonzeptes (siehe Anlage) beantragt und die Studien- und Prüfungsordnung erlassen.

In Frankreich, Großbritannien, den USA und anderen Ländern bestehen seit längerem weiterbildende Studiengänge, die Universitätsabsolventen und junge Berufstätige gezielt auf Führungsaufgaben in der Politik, der Verwaltung und dem Dritten Sektor vorbereiten. Oft sind diese Programme innerhalb von Universitäten an speziellen Fakultäten (Schools) angesiedelt. Diese so genannten Professional Schools sind in Forschung und Lehre besonders fächerübergreifend und problembezogen ausgerichtet; sie heißen üblicherweise „School of Public Policy“, „School of Government“ oder ähnlich. Die Nachfrage deutscher und europäischer Studierender nach solchen Aufbaustudiengängen ist in den letzten Jahren deutlich angestiegen, ohne dass dieser Nachfrage im Inland ein entsprechendes Angebot gegenübergestanden hätte. Diesen großen Bedarf versucht im Augenblick in Deutschland nur die Hertie School of Governance abzudecken. Die Zeit ist reif, auch in Deutschland eine weitere „School of Governance“ zu gründen, um dort mit internationaler Ausstrahlung Studiengänge und Forschungsprojekte zu veranstalten. 

Angesichts dieser Situation möchte die Juristische Fakultät der Humboldt-Universität (unterstützt durch die Kooperationsbereitschaft anderer Fakultäten, namentlich der Philosophischen Fakultät III sowie der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät) – dies ist die erste Zielrichtung des Projekts - durch das Angebot von in Inhalt und Vermittlung innovativen und interdisziplinären Studiengängen in der modernen Regierungslehre (Governance) weitere Excellenz im Bereich der Ausbildung verwirklichen. Der geplante Studiengang ist ein weiterführender Studiengang. Zielgruppe sind Nachwuchskräfte mit einem hervorragenden Hochschulabschluss und mindestens zwei Jahren Berufserfahrung im Inland, aber gleichermaßen im Ausland: hier wird der Schwerpunkt auf Studierenden aus den EU-Ländern und aus Osteuropa liegen. Zweite Zielrichtung der Einrichtung des Studiengangs ist Innovation, Interdisziplinarität und Internationalität im Bereich der Governance- und Politikforschung, die durch die Tätigkeit international renommierter Wissenschaftler aus den Bereichen Recht, Wirtschaft, Politik, Sozial- und Kulturwissenschaften möglich werden wird. Dritte Zielrichtung ist Bereicherung der Lehre in den herkömmlichen Fächern der beteiligten Fakultäten etwa durch Lehrveranstaltungen von Gastlehrkräften der Humboldt-Viadrina School of Governance an den beteiligten Fakultäten oder durch Teilnahme ausgewählter Studierender der Humboldt-Universität an Lehrveranstaltungen des Studiengangs.

Die Kommission für Lehre und Studium (LSK) hat am 03.11.2008 beraten und folgende Beschlüsse gefasst:

Beschlussantrag LSK 46/2008

I. Die LSK empfiehlt dem AS, die Einrichtung des weiterbildenden Masterstudiengangs Public Policy zu beschließen.

II. Mit der Umsetzung des Beschlusses wird der Vizepräsident für Studium und Internationales beauftragt.

Mit dem Abstimmungsergebnis 3 : 5 : 2 abgelehnt.

Die Stellungnahme der LSK zur Ablehnung des Antrags ist dem Protokoll zu entnehmen.

Beschlussantrag LSK 47/2008

I. Die LSK nimmt die Prüfungsordnung und die Studienordnung für den weiterbildenden Masterstudiengang Public Policy zustimmend zur Kenntnis.

II. Mit der Umsetzung des Beschlusses wird der Vizepräsident für Studium und Internationales beauftragt.

Mit dem Abstimmungsergebnis 3 : 1 : 6 angenommen.

Da die 2/3-Mehrheit der Mitglieder nicht erreicht wird, sind die Studien- und Prüfungsordnungen dem AS zur Beschlussfassung vorzulegen.

Beschlussantrag LSK 48/2008

I. Die LSK nimmt die Gebührenordnung für den weiterbildenden Masterstudiengang Public Policy zustimmend zur Kenntnis und schlägt dem AS vor, dem Kuratorium den Erlass der Gebührenordnung zu empfehlen.

II. Mit der Umsetzung des Beschlusses wird der Vizepräsident für Studium und Internationales beauftragt.

Mit dem Abstimmungsergebnis 3 : 6 : 1 abgelehnt.

5. Rechtsgrundlagen:
§ 5 Abs. 1a Nr. 5 der Verfassung der HU

§ 5 Abs. 1b Nr. 8 der Verfassung der HU

§ 5 Abs. 1c Nr. 2 der Verfassung der HU

6. Haushaltsmäßige Auswirkungen:
keine

Prof. Dr. Christoph Paulus

Dekan der Juristischen Fakultät 
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